
 

 

 

 

DEAG Deutsche Entertainment Aktiengesellschaft 

Berlin 

 

WKN: A3E5DA / ISIN: DE000A3E5DA0 

 

EINLADUNG ZUR ORDENTLICHEN HAUPTVERSAMMLUNG 2025 

 

Am 

Dienstag, den 1. Juli 2025, um 11:00 Uhr MESZ 

 

findet in den Räumlichkeiten des 

Meistersaal, Köthener Straße 38, 10963 Berlin, 

 

die  

ordentliche Hauptversammlung  

der DEAG Deutsche Entertainment Aktiengesellschaft 

 

statt. 

 

Hierzu laden wir unsere Aktionärinnen und Aktionäre* herzlich ein. 

 

 

 

*Sofern in dieser Einladung auf eine geschlechterspezifische Schreibweise verzichtet wird, erfolgt 

dies ausschließlich zum Zwecke der besseren Lesbarkeit. Alle personenbezogenen 

Bezeichnungen und Begriffe sind im Sinne der Gleichbehandlung als geschlechtsneutral zu 

verstehen.  



 

 

I. TAGESORDNUNG 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Gesellschaft und des vom 

Aufsichtsrat gebilligten Konzernabschlusses, des zusammengefassten 

Lageberichts und Konzernlageberichts für die Gesellschaft und den Konzern, des 

Berichts des Aufsichtsrats jeweils für das Geschäftsjahr 2024 

Die Unterlagen zu Tagesordnungspunkt 1 sind ab dem Zeitpunkt der Einberufung der 

Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.deag.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

zugänglich und werden ferner in der Hauptversammlung zur Einsicht ausliegen.  

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahres- und Konzernabschluss gebilligt. 

Damit ist der Jahresabschluss gemäß § 172 AktG festgestellt. Entsprechend den gesetzlichen 

Bestimmungen ist daher zu diesem Tagesordnungspunkt 1 keine Beschlussfassung der 

Hauptversammlung vorgesehen. 

 

2. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2024 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitgliedern des 

Vorstands für das Geschäftsjahr 2024 Entlastung zu erteilen. 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 

2024 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitgliedern des 

Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2024 Entlastung zu erteilen. 

 

4. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und des 

Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2025 sowie des Prüfers für die 

etwaige prüferische Durchsicht von Zwischenberichten und sonstigen 

Finanzinformationen bis zur nächsten ordentlichen Hauptversammlung 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Forvis Mazars GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft, Hamburg, zum Abschlussprüfer und zum Konzernabschlussprüfer 

für das Geschäftsjahr 2025 sowie zum Prüfer für die gegebenenfalls prüferische Durchsicht von 

Zwischenberichten und sonstigen unterjährigen Finanzinformationen im Sinne von § 115 Abs. 7 

WpHG, die vor der nächsten ordentlichen Hauptversammlung aufgestellt werden und soweit die 

prüferische Durchsicht beauftragt wird, zu wählen. 



 

 

 

5. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung 

eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG sowie zum Ausschluss des Bezugs- 

und Andienungsrechts 

Die dem Vorstand durch Beschluss der Hauptversammlung vom 25. Juni 2020 erteilte 

Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ist auf fünf Jahre befristet 

und läuft zum 24. Juni 2025 aus. Um dem Vorstand Flexibilität bei der weiteren 

Unternehmensentwicklung zu verschaffen, soll eine neue Ermächtigung zum Erwerb eigener 

Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erteilt werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Schaffung einer neuen Ermächtigung 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 30. Juni 2030 unter 

Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) eigene Aktien der Gesellschaft bis zu 

insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls dieser Betrag geringer ist 

– des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals der 

Gesellschaft zu erwerben. Die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien dürfen 

zusammen mit anderen eigenen Aktien der Gesellschaft, welche die Gesellschaft bereits 

erworben hat und noch besitzt oder ihr nach §§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem 

Zeitpunkt 10 % des jeweiligen Grundkapitals der Gesellschaft übersteigen. Die Ermächtigung 

kann einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen, in Verfolgung eines oder mehrerer 

Zwecke durch die Gesellschaft, aber auch durch Konzernunternehmen oder von Dritten für 

Rechnung der Gesellschaft oder der Konzernunternehmen ausgeübt werden. 

Die Ermächtigung darf nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien ausgenutzt werden. 

b) Art und Weise des Erwerbs eigener Aktien 

Der Erwerb der eigenen Aktien erfolgt nach Wahl des Vorstands (i) über die Börse, im Freiverkehr 

oder über ein anderes multilaterales Handelssystem im Sinne von § 2 Abs. 6 Börsengesetz 

(„MTF“), (ii) mittels eines an alle Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots 

bzw. mittels einer öffentlichen Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Verkaufsangeboten 

(der Erwerb gemäß (ii) nachstehend „öffentliches Erwerbsangebot“) oder (iii) mittels eines 

öffentlichen Angebots bzw. einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Angebots auf 

Tausch von liquiden Aktien, die zum Handel an einem (anderen) organisierten Markt im Sinne 

des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes zugelassen sind („Tauschaktien“), gegen 

Aktien der Gesellschaft (der Erwerb gemäß (iii) im Folgenden „Tauschangebot“). 



 

 

aa) Erwerb der Aktien über die Börse  

Erfolgt der Erwerb der eigenen Aktien über die Börse, im Freiverkehr oder über ein 

anderes MTF, darf der von der Gesellschaft gezahlte Kaufpreis je Aktie (ohne 

Erwerbsnebenkosten) den am Börsenhandelstag durch die Eröffnungsauktion ermittelten 

Kurs einer Aktie der Gesellschaft im Börsenhandel (inklusive des Handels im Freiverkehr) 

nicht um mehr als 10 % über- bzw. unterschreiten. 

bb) Erwerb der Aktien (1) mittels eines öffentlichen Kaufangebots oder (2) mittels einer 

öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten 

Bei einem Erwerb im Weg eines öffentlichen Erwerbsangebots kann die Gesellschaft 

einen festen Erwerbspreis oder eine Kaufpreisspanne je Aktie (ohne 

Erwerbsnebenkosten) festlegen, innerhalb der sie bereit ist, Aktien zu erwerben. In dem 

öffentlichen Erwerbsangebot kann die Gesellschaft eine Frist für die Annahme oder 

Abgabe des Angebots und die Möglichkeit und die Bedingungen für eine Anpassung der 

Kaufpreisspanne während der Frist im Fall nicht nur unerheblicher Kursveränderungen 

festlegen. Der Kaufpreis wird im Fall einer Kaufpreisspanne anhand der in den Annahme- 

bzw. Angebotserklärungen der Aktionäre genannten Verkaufspreise und des nach 

Beendigung der Angebotsfrist vom Vorstand festgelegten Erwerbsvolumens ermittelt. 

(1) Bei einem öffentlichen Kaufangebot der Gesellschaft darf der angebotene 

Kaufpreis oder die Kaufpreisspanne den volumengewichteten Durchschnittskurs 

einer Aktie der Gesellschaft im Börsenhandel (inklusive des Handels im 

Freiverkehr) an den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen vor dem Tag der 

öffentlichen Ankündigung des Angebots um nicht mehr als 10 % über- bzw. 

unterschreiten. Im Fall einer Anpassung der Kaufpreisspanne durch die 

Gesellschaft wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor der öffentlichen 

Ankündigung der Anpassung abgestellt. 

(2) Bei einer Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Verkaufsangeboten darf 

der auf der Basis der abgegebenen Angebote ermittelte Kaufpreis (ohne 

Erwerbsnebenkosten) je Aktie der Gesellschaft den volumengewichteten Durch-

schnittskurs einer Aktie der Gesellschaft im Börsenhandel (inklusive des Handels 

im Freiverkehr) an den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen vor dem Tag der 

Veröffentlichung der Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten um nicht 

mehr als 10 % über- bzw. unterschreiten. Im Fall einer Anpassung der Kaufpreis-



 

 

spanne durch die Gesellschaft wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor 

der öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt. 

cc) Volumen 

Das Volumen des Kaufangebots oder der Verkaufsaufforderung kann begrenzt werden. 

Sofern die von den Aktionären zum Erwerb angebotenen Aktien den Gesamtbetrag des 

Kaufangebots oder der Verkaufsaufforderung der Gesellschaft überschreiten, erfolgt die 

Berücksichtigung oder die Annahme im Verhältnis des Gesamtbetrags des Kaufangebots 

bzw. der Verkaufsaufforderung zu den insgesamt von den Aktionären angebotenen Aktien 

der Gesellschaft. Es kann aber vorgesehen werden, dass geringe Stückzahlen bis zu 

einhundert (100) angebotenen Aktien je Aktionär bevorrechtigt erworben werden. Das 

Kaufangebot oder die Verkaufsaufforderung kann weitere Bedingungen vorsehen. 

dd) Erwerb der Aktien (1) mittels eines öffentlichen Angebots auf Tausch von liquiden 

Aktien oder (2) mittels einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Angebots 

auf Tausch von liquiden Aktien, die jeweils zum Handel an einem organisierten 

Markt im Sinne des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes zugelassen sind 

Bei einem Erwerb im Weg eines Tauschangebots kann die Gesellschaft entweder ein 

Tauschverhältnis oder eine entsprechende Tauschspanne festlegen, zu dem/der sie 

bereit ist, die Aktien der Gesellschaft zu erwerben. Dabei kann eine Barleistung als 

ergänzende Zahlung oder zum Ausgleich von Spitzenbeträgen erfolgen. In dem 

Tauschangebot kann die Gesellschaft eine Frist für die Annahme oder Abgabe des 

Angebots und die Möglichkeit und die Bedingungen für eine Anpassung der 

Tauschspanne während der Frist im Fall nicht nur unerheblicher Kursveränderungen 

festlegen. Das Tauschverhältnis wird im Fall einer Tauschspanne anhand der in den 

Annahme- bzw. Angebotserklärungen der Aktionäre genannten Tauschverhältnisse 

und/oder sonstigen Angaben und des nach Beendigung der Angebotsfrist vom Vorstand 

festgelegten Erwerbsvolumens ermittelt. 

(1) Bei einem Tauschangebot der Gesellschaft darf das angebotene Tauschverhältnis 

oder die Tauschspanne den maßgeblichen Wert einer Aktie der Gesellschaft um 

nicht mehr als 10 % über- und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Zur 

Berechnung ist hierbei jeweils der volumengewichtete Durchschnittskurs einer 

Tauschaktie und einer Aktie der Gesellschaft im Börsenhandel (inklusive des 

Handels im Freiverkehr) an den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen vor dem Tag 

der öffentlichen Ankündigung des Angebots anzusetzen. Im Fall einer Anpassung 



 

 

der Tauschspanne durch die Gesellschaft wird auf die letzten fünf (5) 

Börsenhandelstage vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt. 

(2) Bei einer Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Angeboten auf den 

Tausch von liquiden Aktien darf das auf der Basis der abgegebenen Angebote 

ermittelte Tauschverhältnis (ohne Erwerbsnebenkosten) je Aktie der Gesellschaft 

den maßgeblichen Wert einer Aktie der Gesellschaft um nicht mehr als 10 % über- 

und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Zur Berechnung ist hierbei jeweils der 

volumengewichtete Durchschnittskurs einer Tauschaktie bzw. einer Aktie der 

Gesellschaft im Börsenhandel (inklusive des Handels im Freiverkehr) an den 

letzten fünf (5) Börsenhandelstagen vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung 

des Angebots anzusetzen. Im Fall einer Anpassung der Tauschspanne durch die 

Gesellschaft wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor der öffentlichen 

Ankündigung der Anpassung abgestellt. 

(3) Das Volumen des Tauschangebots oder der Aufforderung zur Abgabe eines 

Tauschangebots kann begrenzt werden. Sofern die von den Aktionären zum 

Tausch angebotenen Aktien den Gesamtbetrag des Tauschangebots oder der 

Aufforderung zur Abgabe eines Tauschangebots überschreiten, erfolgt die 

Berücksichtigung oder die Annahme im Verhältnis des Gesamtbetrags des 

Tauschangebots bzw. der Aufforderung zur Abgabe eines Tauschangebots zu den 

insgesamt von den Aktionären angebotenen Aktien der Gesellschaft. Es kann aber 

vorgesehen werden, dass geringe Stückzahlen bis zu einhundert (100) 

angebotenen Aktien je Aktionär bevorrechtigt erworben werden. Das 

Tauschangebot oder die Aufforderung zur Abgabe eines Tauschangebots kann 

weitere Bedingungen vorsehen. 

c) Ermächtigung des Vorstands zur Veräußerung und sonstigen Verwendung bereits 

gehaltener und erworbener Aktien 

Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden oder aufgrund früherer 

Ermächtigungen erworbenen eigenen Aktien neben einer Veräußerung über die Börse, im 

Freiverkehr oder über ein anderes MTF oder mittels eines Angebots an alle Aktionäre zu allen 

gesetzlich zugelassenen Zwecken, insbesondere auch in folgender Weise zu verwenden: 

aa) Sie können eingezogen werden und das Grundkapital der Gesellschaft um den auf die 

eingezogenen Aktien entfallenden Teil des Grundkapitals herabgesetzt werden, ohne 

dass die Einziehung oder ihre Durchführung eines weiteren Hauptversammlungs-



 

 

beschlusses bedarf. Der Vorstand kann die Aktien auch im vereinfachten Verfahren ohne 

Herabsetzung des Grundkapitals einziehen, so dass sich durch die Einziehung der Anteil 

der übrigen Aktien am Grundkapital erhöht. Erfolgt die Einziehung der Aktien im 

vereinfachten Verfahren ohne Herabsetzung des Grundkapitals, ist der Vorstand zur 

Anpassung der Aktienzahl in der Satzung der Gesellschaft ermächtigt. 

bb) Sie können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einem mit 

ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen, sowie Organmitgliedern der 

Gesellschaft bzw. von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen bzw. deren 

Investmentvehikeln, Inhabern von Erwerbsrechten, insbesondere aus (von den 

Rechtsvorgängerinnen der Gesellschaft) ausgegebenen Call-Optionen, Inhabern von 

virtuellen Optionen, die von der Gesellschaft, den Rechtsvorgängerinnen der Gesellschaft 

oder deren Tochtergesellschaften ausgegeben werden oder wurden, zum Erwerb 

angeboten und übertragen werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit 

ausgeschlossen. Soweit Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft betroffen sind, gilt 

diese Ermächtigung für den Aufsichtsrat, der auch die jeweiligen Einzelheiten festlegt 

(siehe nachstehende lit. d)). 

cc) Sie können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einem mit 

ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen, aufgrund von Zusagen im 

Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis übertragen werden. Das Bezugsrecht der 

Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen. 

dd) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats Dritten gegen Sachleistungen, 

insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von 

Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen oder Beteiligungen angeboten und auf 

diese übertragen werden. Die vorbezeichneten Aktien können darüber hinaus auch zur 

Beendigung bzw. vergleichsweisen Erledigung von gesellschaftsrechtlichen Spruch-

verfahren bei verbundenen Unternehmen der Gesellschaft verwendet werden. Das 

Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen. 

ee) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats gegen Barzahlung an Dritte veräußert 

werden, wenn der Preis, zu dem die Aktien der Gesellschaft veräußert werden, den 

Börsenpreis einer Aktie der Gesellschaft zum Veräußerungszeitpunkt nicht wesentlich 

unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Das Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit 

ausgeschlossen. 



 

 

ff) Sie können zur Bedienung von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf Aktien der 

Gesellschaft aus und im Zusammenhang mit von der Gesellschaft oder einer ihrer 

Konzerngesellschaften ausgegebenen Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder 

Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandel- oder Optionspflichten 

verwendet werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen. 

Insgesamt dürfen die aufgrund der Ermächtigungen unter vorstehenden lit. c) ee) und ff) 

verwendeten Aktien, soweit sie in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

(unter Bezugsrechtsausschluss gegen Bareinlagen nicht wesentlich unter dem Börsenpreis) 

verwendet werden, 20 % des Grundkapitals nicht übersteigen, und zwar weder zum Zeitpunkt der 

Beschlussfassung noch – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausübung der 

Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die in direkter oder 

entsprechender Anwendung § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung 

bis zu diesem Zeitpunkt ausgegeben oder veräußert werden. Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, 

die zur Bedienung von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten mit 

Wandlungs- oder Optionsrechten ausgegeben werden oder unter Zugrundelegung des zum 

Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstandes über die Ausnutzung der Ermächtigung gültigen 

Wandlungspreises auszugeben sind, soweit diese Schuldverschreibungen oder Genussrechte 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 

d) Ermächtigung des Aufsichtsrats zur Verwendung der erworbenen eigenen Aktien 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die von der Gesellschaft bereits gehaltenen sowie die aufgrund 

der Ermächtigung unter vorstehenden lit. a) und b) erworbenen eigenen Aktien zur Ausgabe an 

den Vorstand der Gesellschaft nach Maßgabe der unter lit. c) bb) enthaltenen Bestimmungen zu 

verwenden. 

e) Sonstige Regelungen 

Die vorstehend unter lit. c) und lit. d) dieses Tagesordnungspunkts aufgeführten Ermächtigungen 

zur Verwendung eigener Aktien können ganz oder bezogen auf Teilvolumina der erworbenen 

eigenen Aktien einmal oder mehrmals, einzeln oder zusammen, ausgenutzt werden. Die 

Ermächtigungen unter vorstehender lit. c) dieses Tagesordnungspunkts können auch durch 

abhängige oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen oder von Dritten für 

Rechnung der Gesellschaft oder von ihr abhängiger oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft 

stehender Unternehmen ausgeübt werden. 



 

 

Durch die Ausnutzung der vorstehend unter lit. c) bb) bis lit. ff) und lit. d) dieses 

Tagesordnungspunkts enthaltenen Ermächtigungen darf insgesamt ein anteiliger Betrag in Höhe 

von 20 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschritten werden, und zwar weder im 

Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung über die vorstehenden Ermächtigungen 

noch – wenn dieser Betrag geringer ist – im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigungen. 

Auf diese 20 %-Grenze sind diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit der unter 

lit. c) bb) bis ff) und lit. d) enthaltenen Ermächtigungen aus genehmigtem Kapital oder aus 

bedingtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben wurden. 

Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen 

(einschließlich Genussrechten) mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht 

(bzw. einer Kombination dieser Instrumente) ausgegeben wurden bzw. unter Zugrundelegung 

des zum Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstandes über die Ausnutzung der Ermächtigung 

gültigen Wandlungspreises auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen bzw. 

Genussrechte während der Laufzeit der vorstehend unter lit. c) bb) bis lit. ff) und lit. d) enthaltenen 

Ermächtigungen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden. 

Der schriftliche Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8, § 186 Abs. 3 und 4 AktG über 

die Ermächtigung des Vorstands zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre im 

Zusammenhang mit der Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt 5 ist im Anschluss 

an die Tagesordnung unter Abschnitt II. „Anlagen und Berichte zu den Tagesordnungspunkten“ 

aufgeführt. Er wird ab dem Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung den Aktionären 

unter 

https://www.deag.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

zugänglich gemacht und auch während der Hauptversammlung zur Einsicht ausliegen. 

 

6. Beschlussfassung über eine Änderung von § 8 Abs. 2 der Satzung (Amtszeit der 

Aufsichtsratsmitglieder) 

Gemäß § 8 Abs. 2 der Satzung endet die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder mit der Beendigung 

derjenigen Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das vierte 

Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt, wobei das Geschäftsjahr, in dem die 

Amtszeit beginnt, dabei nicht mitgerechnet wird. Nach der derzeitigen Satzungsregelung hat die 

Hauptversammlung die Aufsichtsratsmitglieder somit zwingend für die gesetzliche Höchstdauer 

gemäß § 102 Abs. 1 AktG zu wählen. 



 

 

Um bei der Bestimmung der Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder eine größere Flexibilität zu 

ermöglichen und auch die Voraussetzungen für die Errichtung eines sog. Staggered Board zu 

schaffen, soll die Satzung auch die Bestimmung einer kürzeren Amtszeit durch die 

Hauptversammlung erlauben.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:  

§ 8 Abs. 2 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

„Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder endet mit der Beendigung derjenigen 

Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das vierte Geschäftsjahr 

nach Beginn der Amtszeit beschließt; das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, 

wird dabei nicht mitgerechnet. Die Hauptversammlung kann bei der Wahl eine kürzere 

Amtszeit bestimmen. Eine Wiederwahl ist möglich.“ 

 

II. ANLAGEN UND BERICHTE ZU DEN TAGESORDNUNGSPUNKTEN 

 

Zu Tagesordnungspunkt 5: Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8, § 186 Abs. 3 

und 4 AktG  

Der Vorstand erstattet gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 

AktG zu Tagesordnungspunkt 5 der Hauptversammlung über die Gründe für die Ermächtigung 

zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei der Veräußerung eigener Aktien den 

folgenden Bericht: 

Zu Tagesordnungspunkt 5 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, den Vorstand mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats zu ermächtigen, bis zum 30. Juni 2030 eigene Aktien der Gesellschaft im 

Umfang von bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung bzw. 

– falls dieser Betrag geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 

bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Mit dieser Ermächtigung soll die Möglichkeit von 

Aktienrückkäufen und der Verwendung eigener Aktien geschaffen werden. Die durch Beschluss 

der Hauptversammlung vom 25. Juni 2020 erteilte Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 

gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ist auf fünf Jahre befristet und läuft zum 24. Juni 2025 aus. Eine 

Neuschaffung der Ermächtigung soll der Gesellschaft wieder alle Möglichkeiten der Verwendung 

eigener Aktien eröffnen. Die Ermächtigung umfasst auch die Verwendung eigener Aktien, die 

aufgrund früherer Ermächtigungen erworben wurden. Die eigenen Aktien sollen sowohl durch die 

Gesellschaft selbst als auch durch abhängige oder im Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen 



 

 

(Konzernunternehmen) oder durch für Rechnung der Gesellschaft oder für Rechnung von 

Konzernunternehmen handelnde Dritte erworben werden können. 

Der Erwerb der eigenen Aktien kann über die Börse, im Freiverkehr oder über ein anderes 

multilaterales Handelssystem im Sinne von § 2 Abs. 6 Börsengesetz („MTF“) oder im Weg eines 

öffentlichen Erwerbs- oder Tauschangebots erfolgen. Bei dem Erwerb ist der Grundsatz der 

Gleichbehandlung der Aktionäre gemäß § 53a AktG zu wahren. Der vorgeschlagene Erwerb über 

die Börse, im Freiverkehr oder über ein anderes MTF oder im Weg des öffentlichen Erwerbs- 

oder Tauschangebots trägt dem Rechnung. Sofern bei einem öffentlichen Erwerbs- oder 

Tauschangebot die Anzahl der angedienten Aktien das von der Gesellschaft vorgesehene 

Erwerbsvolumen übersteigt, erfolgt der Erwerb bzw. Tausch quotal nach dem Verhältnis der 

angedienten Aktien je Aktionär. Dabei kann jedoch unabhängig von den von dem Aktionär 

angedienten Aktien ein bevorrechtigter Erwerb bzw. Tausch geringer Stückzahlen bis zu 

einhundert (100) Aktien je Aktionär vorgesehen werden. Aktien mit einem vom Aktionär 

festgelegten Andienungspreis, zu dem der Aktionär bereit ist, die Aktien an die Gesellschaft zu 

veräußern, und der höher ist als der von der Gesellschaft festgelegte Kaufpreis, werden bei dem 

Erwerb nicht berücksichtigt; dies gilt entsprechend bei einem vom Aktionär festgelegten 

Tauschverhältnis, bei dem die Gesellschaft für Aktien der Gesellschaft mehr Tauschaktien als 

beim von der Gesellschaft festgelegte Tauschverhältnis liefern und übertragen müsste. 

a) Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass erworbene eigene Aktien ohne einen 

weiteren Hauptversammlungsbeschluss eingezogen werden können oder aber über die 

Börse, im Freiverkehr oder über ein anderes MTF oder im Wege eines öffentlichen 

Angebots an alle Aktionäre wieder veräußert werden können. Die Einziehung der eigenen 

Aktien führt grundsätzlich zur Herabsetzung des Grundkapitals der Gesellschaft. Der 

Vorstand wird aber auch ermächtigt, die eigenen Aktien ohne Herabsetzung des 

Grundkapitals gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG einzuziehen. Dadurch würde sich der Anteil 

der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG (rechnerischer Nennbetrag) 

anteilig erhöhen. Bei den beiden genannten Veräußerungswegen wird der aktienrecht-

liche Gleichbehandlungsgrundsatz gewahrt. 

b) Außerdem soll es dem Vorstand (bzw. dem Aufsichtsrat, soweit Mitglieder des Vorstands 

betroffen sind) möglich sein, eigene Aktien im Zusammenhang mit verschiedenen 

Vergütungs- oder Bonusprogrammen zu verwenden. Die Vergütungs- oder 

Bonusprogramme dienen der zielgerichteten Incentivierung der Programmteilnehmer und 

sollen diese gleichzeitig an die Gesellschaft binden: 



 

 

aa) Sie können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder 

einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen, sowie 

Organmitgliedern der Gesellschaft bzw. von mit der Gesellschaft verbundenen 

Unternehmen bzw. deren Investmentvehikeln, Inhabern von Erwerbsrechten, 

insbesondere aus (von den Rechtsvorgängerinnen der Gesellschaft) 

ausgegebenen Call-Optionen, Inhabern von virtuellen Optionen, die von der 

Gesellschaft, den Rechtsvorgängerinnen der Gesellschaft oder deren 

Tochtergesellschaften ausgegeben werden oder wurden, zum Erwerb angeboten 

und übertragen werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit 

ausgeschlossen. 

bb) Sie können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder 

einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen, aufgrund von 

Zusagen im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis übertragen werden. Das 

Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen. 

c) Außerdem soll es dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats möglich sein, eigene 

Aktien gegen Sachleistungen, insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammen-

schlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen oder 

Beteiligungen anbieten und übertragen zu können. Die vorbezeichneten Aktien können 

darüber hinaus auch zur Beendigung bzw. vergleichsweisen Erledigung von gesell-

schaftsrechtlichen Spruchverfahren bei verbundenen Unternehmen der Gesellschaft 

verwendet werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit jeweils ausgeschlossen. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung soll die Gesellschaft im Wettbewerb um interessante 

Akquisitionsobjekte stärken und ihr ermöglichen, schnell, flexibel und liquiditätsschonend 

auf sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb zu reagieren. Dem trägt der vorgeschlagene 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Rechnung. Die Entscheidung, ob im 

Einzelfall eigene Aktien oder Aktien aus einem genehmigten Kapital genutzt werden, trifft 

der Vorstand, wobei er sich allein vom Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre leiten 

lässt. Bei der Bewertung der eigenen Aktien und der Gegenleistung hierfür wird der 

Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. 

Dabei wird der Vorstand den Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft berücksichtigen; eine 

schematische Anknüpfung an einen Börsenkurs ist nicht vorgesehen, insbesondere damit 

einmal erzielte Verhandlungsergebnisse durch Schwankungen des Börsenkurses nicht 

wieder in Frage gestellt werden können. 



 

 

d) Die erworbenen eigenen Aktien sollen vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

auch gegen Barleistung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre an Dritte 

veräußert werden können, sofern der Veräußerungspreis je Aktie den Börsenpreis von 

Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. 

Mit dieser Ermächtigung wird von der § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in entsprechender 

Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit des vereinfachten 

Bezugsrechtsausschlusses Gebrauch gemacht. Dadurch wird der Vorstand in die Lage 

versetzt, schnell und flexibel die Chancen günstiger Börsensituationen zu nutzen und 

durch eine marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen Wiederverkaufspreis zu 

erzielen und damit regelmäßig eine Stärkung des Eigenkapitals zu erreichen oder neue 

Investorenkreise zu erschließen. Die Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die unter 

Ausschluss des Bezugsrechts veräußerten Aktien insgesamt 20 % des Grundkapitals 

nicht überschreiten dürfen, und zwar weder zum Zeitpunkt der Beschlussfassung noch – 

falls dieser Betrag geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung. Auf 

diese Begrenzung sind diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit der 

Wiederveräußerungsermächtigung in direkter oder entsprechender Anwendung von 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. Hierunter fallen auch die 

Aktien, die zur Bedienung von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder 

Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder 

Optionspflichten ausgegeben wurden oder unter Zugrundelegung des zum Zeitpunkt des 

Beschlusses des Vorstandes über die Ausnutzung der Ermächtigung gültigen 

Wandlungspreises auszugeben sind, soweit diese Schuldverschreibungen oder 

Genussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu diesem Zeitpunkt unter 

Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. 

Die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktionäre werden bei diesem Weg der 

Veräußerung eigener Aktien angemessen gewahrt. Die Aktionäre haben grundsätzlich die 

Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote zu vergleichbaren Bedingungen durch einen Kauf von 

Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten. 

e) Außerdem soll die Gesellschaft eigene Aktien auch zur Bedienung von Erwerbspflichten 

oder Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft aus und im Zusammenhang mit Wandel- 

oder Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wandlungs- oder 

Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten verwenden können, die von der 

Gesellschaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften ausgegeben wurden. Hierzu muss 

das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen sein. Dies gilt auch im Fall einer 



 

 

Veräußerung eigener Aktien durch öffentliches Angebot an alle Aktionäre für die 

Möglichkeit, den Gläubigern solcher Instrumente ebenfalls Bezugsrechte auf die Aktien in 

dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen zustünde, wenn die jeweiligen Wandlungs- oder 

Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten bereits ausgeübt worden wären 

(Verwässerungsschutz). Diese Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die unter 

Ausschluss des Bezugsrechts verwendeten Aktien insgesamt 20 % des Grundkapitals 

nicht überschreiten dürfen, und zwar weder zum Zeitpunkt der Beschlussfassung noch – 

falls dieser Betrag geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung. Auf 

diese Begrenzung sind diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit der 

Wiederveräußerungsermächtigung in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. Hierunter fallen auch die Aktien, 

die zur Bedienung von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten 

mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben 

wurden oder unter Zugrundelegung des zum Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstandes 

über die Ausnutzung der Ermächtigung gültigen Wandlungspreises auszugeben sind, 

soweit diese Schuldverschreibungen oder Genussrechte während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung bis zu diesem Zeitpunkt unter Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 

186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. 

Durch die Ausnutzung der vorstehend unter lit. b) bis e) enthaltenen Ermächtigungen darf 

insgesamt ein anteiliger Betrag in Höhe von 20 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht 

überschritten werden, und zwar weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung der 

Hauptversammlung über die vorstehenden Ermächtigungen noch – wenn dieser Betrag geringer 

ist – im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigungen. Auf diese 20 %-Grenze sind diejenigen 

Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit der unter lit. b) bis e) enthaltenen Ermächtigungen 

aus genehmigtem Kapital oder aus bedingtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre ausgegeben wurden. Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung von 

Schuldverschreibungen (einschließlich Genussrechten) mit Wandlungs- oder Optionsrechten 

bzw. einer Wandlungspflicht (bzw. einer Kombination dieser Instrumente) ausgegeben wurden 

bzw. unter Zugrundelegung des zum Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstandes über die 

Ausnutzung der Ermächtigung gültigen Wandlungspreises auszugeben sind, sofern die 

Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte während der Laufzeit der vorstehend unter lit. b) bis 

e) enthaltenen Ermächtigungen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben 

wurden. 



 

 

Der Vorstand wird in den nächsten Hauptversammlungen jeweils nach § 71 Abs. 3 Satz 1 AktG 

über eine etwaige Ausnutzung dieser Ermächtigung berichten. 

Der schriftliche Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8, § 186 Abs. 3 und 4 AktG über 

die Ermächtigung des Vorstands zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre im 

Zusammenhang mit der Beschlussfassung zu Tagesordnungspunkt 5 wird ab dem Zeitpunkt der 

Einberufung der Hauptversammlung den Aktionären unter 

https://www.deag.de/investor-relations/hauptversammlung/  

zugänglich gemacht und auch während der Hauptversammlung zur Einsicht ausliegen. 

 

III. GESAMTZAHL DER AKTIEN UND STIMMRECHTE 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt am Tag der Einberufung dieser Hauptversammlung 

EUR 21.588.573,00 und ist eingeteilt in 21.588.573 auf den Namen lautende Stückaktien. Jede 

Stückaktie gewährt eine Stimme. Die Gesamtzahl der Stimmrechte beträgt daher 21.588.573 

Stimmrechte. 

Aus eigenen Aktien steht der Gesellschaft kein Stimmrecht zu. Die Gesellschaft hält im Zeitpunkt 

der Einberufung 615 eigene Aktien. Die Gesamtzahl der teilnahme- und stimmberechtigten Aktien 

beträgt im Zeitpunkt der Einberufung daher 21.587.958 Stück. 

 

IV. TEILNAHME AN DER HAUPTVERSAMMLUNG 

Soweit nicht ausdrücklich anders vermerkt, sind sämtliche Zeitangaben in dieser 

Hauptversammlungseinladung Zeitangaben in der für Deutschland geltenden mitteleuropäischen 

Sommerzeit (MESZ). Die koordinierte Weltzeit (UTC) entspricht der mitteleuropäischen 

Sommerzeit (MESZ) minus zwei Stunden. 

 

1. Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung 

des Stimmrechts; Umschreibestopp 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind gemäß § 16 

der Satzung der Gesellschaft diejenigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister eingetragen 

sind und sich rechtzeitig bei der Gesellschaft anmelden.  

Die Anmeldung muss spätestens am 24. Juni 2025, 24:00 Uhr bei der nachstehend genannten 

Anmeldestelle 

HCE Consult AG 



 

 

Anmeldestelle DEAG Deutsche Entertainment Aktiengesellschaft 

Postfach 820335 

81803 München 

Deutschland 

E-Mail: anmeldestelle@hce-consult.de 

zugehen („Anmeldestelle“). Die Anmeldung muss in Schriftform (§ 126 BGB) oder Textform 

(§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache erfolgen. 

Ohne ordnungsgemäße Anmeldung zur Versammlung können Aktionäre nicht an der 

Versammlung teilnehmen und keine Aktionärsrechte, insbesondere nicht das Stimmrecht, 

ausüben. Auch die Erteilung von Vollmachten und Weisungen an die Abstimmungsvertreter der 

Gesellschaft oder Dritte erfordern die fristgerechte Anmeldung zur Hauptversammlung. 

Im Verhältnis zur Gesellschaft bestehen nach § 67 Abs. 2 S. 1 AktG Rechte und Pflichten aus 

Aktien nur für und gegen den im Aktienregister Eingetragenen. Für die Anzahl der einem 

ordnungsgemäß angemeldeten Aktionär in der Hauptversammlung zustehenden Stimmrechte ist 

demgemäß der Eintragungsstand des Aktienregisters am Tag der Hauptversammlung 

maßgeblich.  

Aus arbeitstechnischen Gründen werden allerdings im Zeitraum vom Ablauf des 24. Juni 2025 

bis zum Schluss der Hauptversammlung am 1. Juli 2025 keine Umschreibungen im 

Aktienregister vorgenommen (sogenannter „Umschreibestopp“). Deshalb entspricht der 

Eintragungsstand des Aktienregisters am Tag der Hauptversammlung dem Stand nach der 

letzten Umschreibung am 24. Juni 2025. Technisch maßgeblicher Bestandsstichtag 

(sogenanntes „Technical Record Date“) ist daher der 24. Juni 2025, 24:00 Uhr. 

Der Umschreibestopp bedeutet keine Sperre für die Verfügung über die Aktien. Erwerber von 

Aktien, deren Umschreibungsanträge nach dem 24. Juni 2025 bei der Gesellschaft eingehen, 

können allerdings Stimmrechte und sonstige Aktionärsrechte aus diesen Aktien nicht ausüben, 

es sei denn, sie lassen sich insoweit bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung ermächtigen. In 

solchen Fällen bleiben Stimmrechte und sonstige Aktionärsrechte bis zur Umschreibung noch bei 

dem im Aktienregister Eingetragenen. Sämtliche Erwerber von Aktien der Gesellschaft, die noch 

nicht im Aktienregister eingetragen sind, werden daher gebeten, Umschreibungsanträge 

rechtzeitig zu stellen. 

 



 

 

2. Stimmrechtsausübung durch Bevollmächtigte 

a) Bevollmächtigung eines Dritten 

Aktionäre, die sich ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet haben, jedoch nicht 

selbst an der Hauptversammlung teilnehmen können oder wollen, können ihre Stimmrechte und 

ihre sonstigen Aktionärsrechte unter entsprechender Vollmachterteilung durch Bevollmächtigte 

ausüben lassen. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 

Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen – soweit nicht ein Kreditinstitut, eine 

Aktionärsvereinigung oder eine diesen nach § 135 AktG gleichgestellte Organisation oder Person 

bevollmächtigt werden soll – der Textform. Zur Erteilung der Vollmacht kann das auf der 

Eintrittskarte befindliche Vollmachtsformular genutzt werden. Darüber hinaus kann ein 

Vollmachtsformular auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

https://www.deag.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

heruntergeladen oder unter folgender Adresse angefordert werden: 

HCE Consult AG 

Anmeldestelle DEAG Deutsche Entertainment Aktiengesellschaft 

Postfach 820335 

81803 München 

Deutschland 

E-Mail: anmeldestelle@hce-consult.de 

Der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft muss entweder am Tag der 

Hauptversammlung durch den Bevollmächtigten erbracht werden oder der Gesellschaft vorher 

unter der vorstehend genannten Adresse zugehen. In letztgenanntem Fall werden die Aktionäre 

zur organisatorischen Erleichterung gebeten, den Nachweis bis spätestens 30. Juni 2025, 

24:00 Uhr, an die vorstehend genannte Adresse zu übermitteln. 

Wenn ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere der nach § 135 AktG diesen 

gleichgestellte Organisation oder Person bevollmächtigt werden soll, besteht – in Ausnahme zu 

vorstehendem Grundsatz – weder nach dem Gesetz noch nach der Satzung der Gesellschaft ein 

Textformerfordernis. Wir weisen jedoch darauf hin, dass in diesen Fällen die Kreditinstitute, 

Aktionärsvereinigungen oder die diesen gleichgestellten Organisationen oder Personen, die 

bevollmächtigt werden sollen, möglicherweise eine besondere Form der Vollmacht verlangen, 

weil sie gemäß § 135 AktG die Vollmacht nachprüfbar festhalten müssen. Aktionäre, die ein 

Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere der in § 135 AktG dieser 



 

 

gleichgestellten Organisation oder Person bevollmächtigen möchten, sollten sich deshalb 

rechtzeitig mit dieser über ein mögliches Formerfordernis für die Vollmacht abstimmen. 

 

b) Bevollmächtigung des Stimmrechtsvertreters der Gesellschaft 

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären als Service an, von der Gesellschaft benannte 

weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter bereits vor der Hauptversammlung zu 

bevollmächtigen. Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht 

ausschließlich auf der Grundlage der vom Aktionär erteilten Weisungen aus. Die Erteilung der 

Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter, ihr Widerruf und die 

Erteilung von Weisungen bedürfen der Textform. Ein Formular, von dem bei der Vollmacht- und 

Weisungserteilung Gebrauch gemacht werden kann, wird mit der Eintrittskarte zugesandt, auf der 

Internetseite der Gesellschaft unter  

https://www.deag.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

zum Herunterladen bereitgestellt und unabhängig davon auf Verlangen jedem Aktionär 

unverzüglich übermittelt.  

Das Verlangen ist zu richten an: 

HCE Consult AG 

Anmeldestelle DEAG Deutsche Entertainment Aktiengesellschaft 

Postfach 820335 

81803 München 

Deutschland 

E-Mail: anmeldestelle@hce-consult.de 

Aktionäre, welche die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bereits vor der 

Hauptversammlung bevollmächtigen möchten, werden zur organisatorischen Erleichterung 

gebeten, die Vollmacht nebst Weisungen bis spätestens 30. Juni 2025, 24:00 Uhr, an die 

vorstehend genannte Adresse zu übermitteln. 

Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, weisungsgemäß 

abzustimmen. Die Ausübung der Stimmrechte nach eigenem Ermessen ist ausgeschlossen. 

Ohne ausdrückliche Weisungen werden sich die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter der Stimme zum betreffenden Abstimmungspunkt enthalten bzw. nicht an 

der Abstimmung teilnehmen; dies gilt auch für in der Hauptversammlung gestellte Anträge von 

Aktionären (z. B. Gegenanträge, Wahlvorschläge oder Verfahrensanträge), die nicht zuvor 

angekündigt worden sind.  



 

 

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, so gilt eine 

Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt entsprechend für jeden Punkt der 

Einzelabstimmung. Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter nehmen keine 

Vollmachten oder Weisungen zur Einlegung von Widersprüchen gegen 

Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des Frage- oder Rederechts oder zur Stellung 

von Anträgen entgegen. 

 

3. Rechte der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG 

a) Ergänzungsanträge zur Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

Gemäß § 122 Abs. 2 AktG können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 

Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00, dies entspricht 500.000 Aktien, 

erreichen, verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht 

werden. Das Verlangen muss bei der Gesellschaft unter der folgenden Adresse spätestens 24 

Tage vor der Versammlung (der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen) und damit am 6. Juni 

2025, 24:00 Uhr, schriftlich unter der Adresse  

 

DEAG Deutsche Entertainment Aktiengesellschaft 

– Vorstand – 

Potsdamer Straße 58 

10785 Berlin 

 

oder in elektronischer Form gemäß § 126a BGB (d.h. zwingend mit elektronischer 

Signatur) per E-Mail an: 

hauptversammlung@deag.ag 

 

eingehen.  

Jedem neuen Gegenstand der Tagesordnung muss eine Begründung oder eine 

Beschlussvorlage beiliegen.  

Der oder die Antragsteller haben nachzuweisen, dass er/sie seit mindestens 90 Tagen vor dem 

Tag des Zugangs des Verlangens bei der Gesellschaft Inhaber der Aktien ist/sind und dass er/sie 

die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag hält/halten. Bei der Berechnung 

dieser Frist sind §§ 70 und 121 Abs. 7 AktG zu beachten. 



 

 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits mit der 

Einberufung bekannt gemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im 

Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen 

davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information in der gesamten Europäischen Union 

verbreiten. Sie werden außerdem über die Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.deag.de/investor-relations/hauptversammlung/  

veröffentlicht. 

 

b) Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 

Gemäß § 126 Abs. 1 AktG kann jeder Aktionär einen Gegenantrag zu einem Vorschlag von 

Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung übersenden. Ein 

Gegenantrag ist nach näherer Maßgabe von § 126 Abs. 1 und 2 AktG auf der Internetseite der 

Gesellschaft zugänglich zu machen, wenn er bei der Gesellschaft unter der nachfolgend bekannt 

gemachten Adresse spätestens am 16. Juni 2025, 24:00 Uhr, eingeht. 

Jeder Aktionär kann außerdem nach näherer Maßgabe von § 127 AktG der Gesellschaft einen 

Wahlvorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern übermitteln. Ein 

Wahlvorschlag ist nach näherer Maßgabe von §§ 127, 126 Abs. 1 und 2 AktG auf der Internetseite 

der Gesellschaft zugänglich zu machen, wenn er bei der Gesellschaft unter der nachfolgend 

bekannt gemachten Adresse spätestens am 16. Juni 2025, 24:00 Uhr, eingeht.  

 

DEAG Deutsche Entertainment Aktiengesellschaft 

Potsdamer Straße 58 

10785 Berlin 

 

oder per E-Mail an: 

hauptversammlung@deag.de 

 

Rechtzeitig eingehende Gegenanträge oder Wahlvorschläge werden im Internet unter  

https://www.deag.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

zugänglich gemacht, sofern sie den gesetzlichen Anforderungen genügen. Etwaige 

Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter der genannten Internetadresse 

zugänglich gemacht. 



 

 

Die Gesellschaft braucht einen Gegenantrag (und dessen etwaige Begründung) 

beziehungsweise einen Wahlvorschlag nicht zugänglich zu machen, wenn einer der 

Ausschlusstatbestände nach § 126 Abs. 2 AktG vorliegt, etwa, weil der Wahlvorschlag oder 

Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptversammlung führen 

würde oder die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende 

Angaben enthält. Ein Wahlvorschlag muss darüber hinaus auch dann nicht zugänglich gemacht 

werden, wenn der Vorschlag nicht den Namen, den ausgeübten Beruf und den Wohnort der 

vorgeschlagenen Person sowie deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden 

Aufsichtsräten enthält. Die Begründung eines Gegenantrags braucht nicht zugänglich gemacht 

zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären sind ausschließlich an die genannte Adresse 

zu richten. 

 

c) Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs. 1 AktG 

Es wird darauf hingewiesen, dass jedem Aktionär auf Verlangen in der Hauptversammlung vom 

Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben ist, soweit sie zur 

sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist (§ 131 Abs. 1 

AktG). Das Auskunftsrecht kann in der Hauptversammlung ausgeübt werden, ohne dass es einer 

vorherigen Ankündigung oder sonstigen Mitteilung bedarf. Die Ausübung des gesetzlichen 

Auskunftsrechts gemäß § 131 Abs. 1 AktG setzt die Teilnahme an der Hauptversammlung 

voraus, sodass hierfür die oben dargestellten Voraussetzungen für die Teilnahme an der 

Hauptversammlung, insbesondere die Anmeldefrist (24. Juni 2025, 24:00 Uhr), zu beachten 

sind. 

Nähere Erläuterungen und Informationen zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 

Abs. 1, 127 und 131 Abs. 1 AktG stehen den Aktionären auf der Internetseite der Gesellschaft 

unter  

https://www.deag.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

zur Verfügung. 

 

4. Hinweis auf die Internetseite der Gesellschaft  

Weitere Informationen zur Hauptversammlung finden Sie auf der Internetseite der Gesellschaft 

unter  

https://www.deag.de/investor-relations/hauptversammlung/. 



 

 

Die Abstimmungsergebnisse werden nach der Hauptversammlung unter der gleichen 

Internetadresse bekannt gegeben. 

 

V. HINWEISE ZUM DATENSCHUTZ  

Wenn Sie sich für die Hauptversammlung anmelden oder eine Stimmrechtsvollmacht erteilen, 

erheben wir personenbezogene Daten über Sie und/oder über Ihren Bevollmächtigten. Dies 

geschieht, um unseren Aktionären die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der 

Hauptversammlung zu ermöglichen. Die Gesellschaft verarbeitet Ihre Daten als Verantwortlicher 

unter Beachtung der Bestimmungen der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) sowie aller 

weiteren maßgeblichen Gesetze. Einzelheiten zum Umgang mit Ihren personenbezogenen Daten 

und zu Ihren Rechten gemäß der DSGVO finden Sie im Internet auf der Internetseite zur 

Hauptversammlung unter:  

https://www.deag.de/investor-relations/hauptversammlung/. 

 

Berlin, im Mai 2025 

 

DEAG Deutsche Entertainment Aktiengesellschaft 

Der Vorstand 




